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9. ZUSAMMENARBEIT MIT OSTEUROPA 
UND DEN GUS-STAATEN* 
D IE ZUSAMMENARBEIT mit den osteuropäischen Ländern stellt für den Bun-desrat seit 1990 einen wichtigen Bestandteil der Aussenpolitik der Schweiz dar. Die Unterstützung des politischen und wirtschaftlichen Transforma-tionsprozesses erfolgt über die technische Zusammenarbeit, die finanzielle 
Zusammenarbeit und Initiativen mit dem Ziel, die Direktinvestitionen in diesen 
Landern zu fördern oder die Staaten in den Welthandel einzugliedern. Ein Teil 
der Hilfe fliesst über multilaterale Organisationen, unter ihnen die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE). Der dritte Rahmenkredit, der 
die wesentlichen Ausrichtungen der Osthilfe für die Jahre 1999 bis 2002 festlegt, 
wurde vom Parlament auf seiner Frühjahrssession 1999 angenommen. Der neue 
Finanzbetrag beläuft sich auf 900 Millionen Franken, davon 200 Millionen 
Franken für Exportkreditgarantien. Die geographische Aufteilung der Hilfe 
wurde geändert, um den Bedürfnissen in jenen Landern Rechnung zu tragen, die 
beim Ubergang zur Marktwirtschaft und zur Demokratisierung noch die grössten 
Anstrengungen unternehmen müssen. Die Hilfe für die mitteleuropäischen Län-
der wird somit zugunsten von Südosteuropa und den GUS-Staaten stark zurück-
gehen. 1998 hat der Bund 49 Millionen Franken für technische Zusammenarbeit, 
83 Millionen Franken für finanzielle Zusammenarbeit und 27 Millionen Franken 
für humanitäre Hilfe aufgebracht. 
Die Hilfe für die wirtschaftlich am weitesten fortgeschrittenen Länder Mittel-
und Osteuropas wird vom Entwicklungshilfeausschuss der OECD nicht unter der 
Rubrik «öffentliche Entwicklungshilfe», sondern in einem Sonderaggregat 
«öffentliche Hilfe» aufgeführt. Die Hilfe für die armen Oststaaten wird unter der 
öffentlichen Entwicklungshilfe verbucht. Tabelle 23 (siehe unten) führt die Län-
der dieser Region auf, die der Liste der Entwicklungsländer angehören (mit Ver-
merk gekennzeichnet), sowie die anderen Länder, deren Hilfe im Aggregat 
«öffentliche Hilfe» berücksichtigt wird (vgl. auch die Länderklassifikation am 
Ende des Jahrbuchs Schweiz-Dritte Welt). 
9.1. RECHTSGRUNDLAGEN UND RAHMENKREDITE 
• Rechtsgrundlage für die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas 
Die rechtliche Grundlage des Programms für die Zusammenarbeit mit den Län-
dern Osteuropas und der GUS ist der 1995 verabschiedete und 1998 (für eine 
Laufzeit von zehn Jahren) in Kraft getretene allgemeinverbindliche Bundesbe-
schluss über die Zusammenarbeit mit den Staaten Osteuropas. Der Beschluss 
sieht vor, dass die Schweiz Massnahmen ergreift, um die Staaten dieser Region 
* Von Gérard Perroulaz, Forschungsabeauftragter am IUED, Genf. 
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bei ihren Bemühungen zum Aufbau und zur Festigung der Demokratie sowie 
beim Übergang zur Marktwirtschaft zu unterstutzen. Die Unterstutzung des 
Transitionsprozesses in diesen Ländern durch die Schweiz hat hauptsächlich fol-
gende Ziele : 
• Förderung einer den Grundsätzen der Marktwirtschaft entsprechenden, nach-
haltigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung ; 
• Stärkung der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der Menschenrechte sowie 
Aufbau oder Konsolidierung des demokratischen Systems ; 
• Umweltschutz und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen ; 
• Modernisierung der Infrastruktur (zum Beispiel Energieerzeugung). 
• Mehrjährige Rahmenkredite 
Das Parlament hat 1990 einen ersten Rahmenkredit über die Hilfe für Mittel-
europa (Ungarn, Polen und Tschechoslowakei) verabschiedet. Der zweite Rah-
menkredit (der auch die baltischen Staaten und die Länder Südosteuropas betraf) 
belief sich auf 800 Millionen Franken für die Jahre 1992 bis 1995. Dieser zweite 
Kredit wurde im März 1993 um 1,4 Milliarden Franken aufgestockt, um seine 
Anwendung auf die Länder der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) 
auszudehnen1. Die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der EBWE 
war Gegenstand einer getrennten Botschaft, die vom Nationalrat im April 1997 
und vom Ständerat im Juni 1997 angenommen wurde2. 
LO JSDW 1998, S. 342-344). 
Die Rahmenkredite führen die wesentlichen Ausrichtungen der Hilfe auf und 
bilden eine Grundlage für die mehrere Jahre zur Verfugung stehenden Mittel. 
Das Parlament entscheidet dann bei den Diskussionen über das Jahresbudget der 
Eidgenossenschaft über den Betrag der jährlichen Aufwendungen. In Anbetracht 
der Budgetkürzungen wurde der zweite Rahmenkredit zeitlich gestreckt und erst 
1998 ausgeschöpft. Der dritte Rahmenkredit wurde den eidgenössischen Räten 
auf der Frühjahrstagung 1999 unterbreitet. 
• Neue Botschaft über die Weiterfuhrung der Zusammenarbeit 
mit Osteuropa und den Staaten der GUS (1999-2002) 
Der Bundesrat hat im August 1998 den Bericht über die Verstärkung der Zusam-
menarbeit mit Osteuropa, mit einer Analyse der von 1992 bis 1997 getroffenen 
Massnahmen vorgelegt, wie auch seine Botschaft über die Weiterfuhrung der 
Zusammenarbeit mit Osteuropa und den Staaten der GUS (dritter Rahmenkredit 
in Höhe von 900 Millionen Franken für eine Mindestlaufzeit von vier Jahren). 
Von den insgesamt 900 Millionen Franken sind 200 Millionen für Kredit-
1. Für das gesamte Kapitel wurde folgende Länderklassifikation verwendet. 
Mitteleuropäische Länder : Baltische Staaten, Polen, Slowakei, Slowenien. Tschechische Republik, Ungarn. 
Südosteuropäische Länder: Albanien, Bosnien, Bulgarien, Bundesrepublik Jugoslawien, Kroatien, Mazedonien 
(frühere jugoslawische Republik), Rumänien. 
Länder der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) : die drei Kaukasusrepubliken Armenien, Aserbeidschan und 
Géorgien, Kasachstan. Kirgistan, Moldawien, Russland, Tadschikistan, Turkmenistan, die Ukraine, Usbekistan und 
Weissrussland. 
2. « Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBWE) » vom 13. November 1996, Botschaft Nr. 96.089. 
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garantien vorgesehen (d.h. Garantien, die praktisch keine effektiven Ausgaben 
nach sich ziehen), und 700 Millionen sind für Massnahmen technischer und 
finanzieller Zusammenarbeit bestimmt (davon 310 Millionen für Tätigkeiten der 
DEZA und 390 Millionen zur Finanzierung von Aufgaben des Staatssekretariats 
für Wirtschaft (seco)). 
Tabelle 23: Zusammenarbe i t der Schweiz mi t Osteuropa und den G U S - S t a a t e n 
Auszahlungen 1998 nach Ländern (in Mi l l ionen Franken) 
Land Technische Finanzielle Humani tä re Ins-
Zusammenarbe i t Zusammenarbe i t Hilfe gesamt 
Mi t te leuropa/ba l t ische Staaten 10.7 33.7 0.0 44.4 
Estland 0.1 4.0 4.1 
Lett land 4.8 4.8 
Litauen 2.1 2.1 
Polen 1.5 1.5 
Slowakei 0.8 4.3 5.1 
S lowen ien* 0.0 
Tschechische Republik 0.1 1.2 1.3 
Ungarn 1.8 12.1 13.9 
Regionalprojekte 6.4 5.2 11.6 
Südosteuropa 20.7 14.0 15.3 50.0 
Alban ien* 2.4 0.8 1.5 4.7 
Bosn ien-Herzegowina* 4.0 7.4 11.4 
Bulgarien 4.6 2.9 7.5 
Kroat ien* 0.1 0.1 
Mazedon ien* 2.8 2.8 
Rumänien 5.7 5.7 
Staaten Ex-Jugos lawiens** 13 8 13.8 
Regionalprojekte 1.1 2.9 4.0 
G U S 17.3 35.4 11.8 64.5 
Armen ien 1.9 1.9 
Aserba idschan* 0.9 1.3 2.2 
Georg ien* 0.3 3.8 4.1 
Kirgistan* 5.0 2.2 7.2 
M o l d a w i e n * 1.4 1.4 
Russland 6.8 9.7 1.6 18.1 
Tadschik istan* 1.9 2.8 4.7 
Ukraine 1.9 7.7 0.1 9.7 
Usbekistan/Kasachstan* 0.0 
Weissruss land 0.3 0.3 0.6 
Regionalprojekte 0.8 13.8 0.1 14.7 
Gesamtbet rag 48.7 83.1 27.1 158.9 
Davon : öf fent l iche Osthi l fe 30.8 57.2 1.9 89.9 
In der öffentlichen Entwick lungshi l fe 
17 Q enthal tene Auszahlungen 17.9 25.9 25.1 68.9 
Quel le: DEZA und BAWI , Internationale Zusammenarbei t der Schweiz. Jahresbericht 1998. Broschüre über 
Zusammenarbei t mi t Osteuropa, S. 15, Broschüre über humanitäre Hilfe, S. 10 und 11 . 
* Diese Länder gehören der Liste der Entwicklungsländer an. Die Auszahlungen an diese Länder sind dem-
nach in der öffentlichen Entwick lungshi l fe enthal ten. 
* * Gesamthei t der Staaten Ex-Jugoslawiens, nicht nach Ländern aufgeschlüssel ter Globalbetrag (in der 
öffentlichen Entwick lungshi l fe enthal tene Zahlungen). 
Die Botschaft legt die Finalitäten und die grossen Linien der Zusammenarbeit für 
die kommenden vier Jahre nach Themen und Instrumenten fest. Im Vergleich zu 
den vorhergehenden Rahmenkrediten weist diese Botschaft eine neue geogra-
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phische Konzentration der Zusammenarbeit auf. Die Projekte technischer 
Zusammenarbeit in Mitteleuropa werden bis zum Jahr 2000 abgeschlossen sein, 
und die Mittel werden auf Sudosteuropa und die GUS-Staaten konzentriert, 
wobei Mitteleuropa noch Finanzhilfe in bestimmten Bereichen (Handels- und 
Investitionsforderung, gezielte Massnahmen im Umweltbereich) erhält. Der 
Übergangsprozess zur Marktwirtschaft und zur Demokratisierung ist in Mitte-
leuropa viel weiter fortgeschritten als in Sudosteuropa, in der GUS und auf dem 
Balkan, was die Konzentration der Mittel auf diejenigen Länder, die sie am mei-
sten benötigen, rechtfertigt. 
Die Botschaft hebt die Rolle der Zusammenarbeit mit den Oststaaten in beson-
deren Bereichen hervor: Migrationen und Programme zur Ruckkehrhilfe für 
Fluchtlinge (die in Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Fluchtlinge durch-
geführt werden), Konfliktprävention und Wiederaufbau, Konditionalität und 
Politikdialog, Entwicklung der Kapazitäten und Stärkung der Institutionen. 
In ihrer Stellungnahme bedauert die Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, dass 
das Volumen der schweizerischen Leistungen für die Oststaaten im internationa-
len Vergleich zu niedrig bleibt. Sie forderte, dass mindestens 20 % der Hilfe für 
die Schwerpunktregionen Kaukasus und Zentralasien eingesetzt werden sollten 
und schlug vor, dass man ausdrücklich auf eine an schweizerische Lieferungen 
gebundene Hilfe verzichten solle3. Nach Meinung der Arbeitsgemeinschaft steht 
die bei nicht rückzahlbaren Zuschüssen oder Darlehen an Lieferungen gebun-
dene Hilfe im Widerspruch zur Marktwirtschaft und zieht eine Verteuerung der 
Preise und des künftigen Unterhalts nach sich. Die schweizerische Wirtschaft sei 
genügend konkurrenzfähig, um Lieferverträge einzuholen, ohne die gebundene 
Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
Der neue Rahmenkredit wurde vom Ständerat (einstimmig) und vom Nationalrat 
(mit 161 gegen 6 Stimmen) auf der Frühjahrstagung 1999 angenommen und ist 
am 1. Mai 1999 in Kraft getreten. Mehrere Anträge wurden von Parlamentariern 
bei den Diskussionen im Nationalrat eingebracht4. Der Antrag von Walter Frey 
(SVP, ZH), den Entwurf an den Bundesrat zurückzuweisen (damit er gezieltere 
Projekte formuliere und den Rahmenkredit auf 800 Millionen Franken 
begrenze), wurde vom Nationalrat mit 129 gegen 27 Stimmen abgelehnt. Die 
Anträge von Roland Wiederkehr (LdU, ZH), den Rahmenkredit auf 990 Millio-
nen Franken zu erhöhen, und der Antrag einer Kommissionsminderheit (Peter 
Vollmer, SP, BE), einen Artikel in den Bundesbeschluss einzufügen, welcher 
festlegt, dass die nicht rückzahlbare Hilfe und die Darlehen nicht an Lieferungen 
der Schweiz gebunden werden können, wurden von der Mehrheit des National-
rates (jeweils mit 107 und 103 Stimmen) abgelehnt. Mehrere parlamentarische 
Fraktionen (darunter die CVP und die Radikalen) vermerkten, dass sie nicht 
einsähen, warum die Schweiz auf ökonomische Rückflüsse auf die schweizeri-
sche Wirtschaft verzichten sollte, da die meisten anderen Staaten die Lieferbin-
dung bei einem Teil der bilateralen Hilfe praktizierten. Francesco Cavalli (SP, TI) 
beantragte, den Betrag aus dem Gesamtkredit für die von der DEZA verwalteten 
3. Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für alle/Helvetas/Caritas zum Rahmenkredit Wei-
terfuhrung der Zusammenarbeit mit Osteuropa und den Staaten der GUS, 26. Oktober 1998. 
4. Amtliches Bulletin der Bundesversammlung, Nationalrat, Frühjahrssession 1999, 1. März 1999, S. 5-23, 
Ständerat, 8. März 1999, S. 98-106. Siehe auch die Zusammenfassung der Debatten in den eidgenössischen Räten in 
der Neuen Zurcher Zeitung vom 2. und 9. März 1999. 
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Projekte auf 350 Millionen Franken (auf Kosten des Betrags für das seco) zu 
erhöhen (der Antrag wurde mit 93 zu 68 Stimmen abgelehnt). Der Antrag von 
Ulrich Schlüer (SVP, ZH), den Projekten für Ruckkehrhilfe und Wiederaufbau in 
denjenigen Landern Priorität einzuräumen, in die eine Rückkehr von Flüchtlin-
gen aus der Schweiz stattfindet, wurde mit 133 gegen 29 Stimmen abgelehnt (der 
Abgeordnete führte die Arbeit des Schweizerischen Katastrophenhilfekorps in 
Kosovo als Beipiel an). Der Antrag einer Mehrheit der aussenpolitischen Kom-
mission, ausdrücklich 50 Millionen Franken (aus dem Kredit von 900 Millionen) 
für die Durchführung eines nationalen Sonderprogramms für Bosnien zu reser-
vieren, wurde hingegen von einer Mehrheit (von 85 zu 82 Stimmen) angenom-
men. Mehrere Parlamentarier wiesen in den Debatten auf das Problem der Koor-
dination der Hilfe zwischen der DEZA und dem seco hin. Andere Abgeordnete 
stellten fest, dass es schade sei, vom Gesamtkredit von 900 Millionen Franken 
200 Millionen für Kreditgarantien zu blockieren, die wahrscheinlich wenige oder 
gar keine effektiven Aufwendungen nach sich ziehen werden. 
CU JSDW 1999, betreffend die Orientierungen in der neuen Botschaft über die Zusammenarbeit mit Osteuropa, 
S . 2 6 0 - 2 6 6 . 
• Verwaltung der Zusammenarbeit in der Bundesverwaltung 
Die technische Zusammenarbeit wird vor allem von der Abteilung für die 
Zusammenarbeit mit Osteuropa und der GUS (AZO) im Rahmen der DEZA ver-
waltet. Die finanzielle Zusammenarbeit untersteht im wesentlichen der Zustän-
digkeit des Staatssekretariats für Wirtschaft (seco)5. Die DEZA ist für folgende 
Bereiche zuständig : Staatsaufbau, öffentliche Verwaltung, Budgetpolitik, soziale 
Fürsorge, Gesundheitswesen, Wissenschaft und Forschung, Ernährungs-
sicherheit. Das seco ist alleinverantwortlich für Massnahmen der technischen 
und finanziellen Zusammenarbeit in den Bereichen Handels- und Investitions-
förderung, Entschuldung, Zahlungsbilanzhilfe, Kreditgarantien und internationa-
ler Finanzsektor. Die übrigen Bereiche (wie Landwirtschaft, Energie, Transport 
usw.) werden von der DEZA, vom seco und vom Bundesamt für Umwelt, Wald 
und Landschaft (für Umweltprojekte) gemeinsam verwaltet. 
9.2. DIE INSTRUMENTE DER ZUSAMMENARBEIT 
Die öffentliche Hilfe für die Oststaaten erfolgt über 
• die technische Zusammenarbeit, 
• die finanzielle Zusammenarbeit (welche die eigentliche Finanzhilfe, aber 
auch die Zahlungsbilanzhilfe, die Entschuldungsmassnahmen und die Kredit-
garantien umfasst), 
• Massnahmen zur Förderung der Teilnahme der Oststaaten am Welthandel, 
• Massnahmen zur Förderung der Privatinvestitionen in diesen Staaten. 
5. Das seco ist aus der Zusammenlegung des Bundesamtes für Wirtschaft und Arbeit (BWA) und des Bundesamtes für 
Aussenwirtschaft (BAWI) am 1. Juli 1999 hervorgegangen. 
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• Technische Zusammenarbeit 
Die technische Zusammenarbeit ist auf der Vermitflung von Wissen und Know-
how und der Lieferung von Ausrüstungsgütern aufgebaut. Sie umfasst die Bereit-
stellung von Experten, den Technologietransfer, die Stärkung und Vernetzung 
von Institutionen, Beratung, Gutachten, Ausbildung, den wissenschaftlichen 
Informationsaustausch sowie Kleinkredite und Finanzhilfe zur Wissensvermitt-
lung. Die Projekte werden im Rahmen von Länderprogrammen durchgefuhrt, die 
in Ûbereinstimmung mit den Partnern ausgearbeitet werden, welche die Ziele 
festlegen und die auf makro-, meso- und mikroökonomischer Ebene zu treffen-
den Massnahmen planen. 
Die für mindestens drei Jahre anwendbare Strategie 1999 sieht folgende indika-
tive Mittelverteilung vor : 50 % der Mittel dienen zur Finanzierung von Projek-
ten in Sudosteuropa (Albanien, Bosnien, Bulgarien, Mazedonien und Rumä-
nien), 35 % für zwei europäische Staaten der GUS (Russland und die Ukraine) 
und 15 % für Zentralasien und den Kaukasus. Das Programm der technischen 
Zusammenarbeit für Mitteleuropa beschränkt sich seit 1998 auf drei Länder: 
Polen, die Slowakei und Ungarn. Es wird gemäss den in der letzten Botschaft 
beschlossenen neuen Ausrichtungen Ende 1999 abgeschlossen. Nach den Vor-
schlägen des Nationalrates (siehe oben) sind 50 Millionen Franken im neuen 
Rahmenkredit für das Wiederaufbauprogramm in Bosnien-Herzegowina reser-
viert. Die Hilfe für Albanien wurde nach den sozialen Unruhen von 1997 teil-
weise neu ausgerichtet. Schwerpunkte der Hilfe für dieses Land sind weiterhin 
die Bereiche Gesundheit, Berufsbildung und Entwicklung der Bergebiete. Ein 
Programm zur Ausbildung von Presse- und Radiojournalisten wurde ab Herbst 
1998 erstellt. Das Programm der DEZA für Russland ist auf folgende Bereiche 
konzentriert : Unterstutzung kleinerer und mittlerer Unternehmen, Förderung der 
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit, Schutz der Umwelt und Verbesse-
rung der nuklearen Sicherheit6. Die DEZA hat 1999 ein Konzept für ihre techni-
sche Zusammenarbeit mit den GUS-Staaten für die Jahre 1999 bis 2003 verab-
schiedet, wobei die grossen Linien der Zusammenarbeit festgelegt wurden. Die 
DEZA beabsichtigt somit, ihre Hilfe für Russland, die Ukraine und Kirgistan 
fortzusetzen und eine neue Zusammenarbeit mit Tadschikistan einzuleiten. Die 
Projekte in diesem Land werden die Bereiche Ausbildung, Förderung der Rechts-
staatlichkeit, Privatisierung der Wirtschaft, öffentliches Gesundheitswesen und 
Kulturaustausch betreffen. 
Die Hauptbereiche für die technische Zusammenarbeit sind folgende : Landwirt-
schaft (20 % der Auszahlungen für technische Zusammenarbeit bis Ende 1998), 
Wirtschaft/Bildung (18%), Wissenschaft/Kultur (18%), Gesundheit/Soziales 
(17%), Politik und Staatsaufbau (15 %). 
U J S D W 1 9 9 9 , ausführlichere Liste der Tätigkeitsbereiche der technischen Zusammenarbeit, Seite 261. 
6. Eine vollständige Liste der Projekte für technische Zusammenarbeit wird von der DEZA periodisch aktualisiert. Sie 
trägt den Titel : « Eine Dokumentation über die Projekte der technischen Zusammenarbeit mit den osteuropäischen 
Staaten und den Staaten der GUS. » (Bestellung bei der DEZA unter Tel. 031/322 44 12. Die Liste ist auch auf Inter-
net einzusehen : www.sdc-gov.ch). Das seco gibt ebenfalls eine vollständige Liste der Finanzhilfen und Projekte zur 
Handels- und Investitionsforderung heraus (Bestellung : Tel. 031/324 07 54, Fax 031/324 09 54). 
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• Nicht rückzahlbare Finanzhilfe 
Die (nicht rückzahlbare) Finanzhilfe wird für Projekte gewährt, die keine ausrei-
chende finanzielle Rentabilität bieten, um kommerziell finanziert zu werden. Sie 
ist meistens an die Lieferung von schweizerischen Gütern und Dienstleistungen 
gebunden und stärkt dadurch die Beziehungen zwischen Schweizer Unterneh-
men und Firmen der Empfängerländer. Das Verfahren für die Zuteilung der Hilfe 
ist folgendes : Zwischen der Schweiz und dem Partnerland wird ein bilaterales 
Abkommen abgeschlossen, um den Gesamtbetrag der Finanzhilfe, die sektorielle 
Zuweisung und die praktischen Modalitäten festzulegen. Die Regierung des 
Partnerlandes kann anschliessend Projektvorschläge ausarbeiten, die es dem seco 
unterbreitet. Das seco prüft dann die technische und finanzielle Machbarkeit, die 
Umweltauswirkungen und wählt die Projekte aus, bei denen die schweizerischen 
Unternehmen Güter und Dienstleistungen zu einem international konkurrenz-
fähigen Preis anbieten können. Die Schweiz hat bilaterale Abkommen dieser Art 
mit all ihren Partnern Osteuropas, mit Ausnahme Albaniens, Bosniens und 
bestimmter GUS-Staaten, abgeschlossen7. Ein weiterer Teil der Finanzhilfe 
besteht darin, Projekte mit internationalen Finanzinstitutionen (Weltbank oder 
EBWE) zu kofinanzieren. 
Die bisher finanzierten Projekte konzentrierten sich auf die Bereiche Umwelt, 
Energie (52 % der Aufwendungen in beiden Bereichen bis Ende 1998), Gesund-
heitswesen (18 % der Projekte), Telekommunikation und Transport (9 %), Bank-
wesen, Metrologie und Kataster. Das seco wird die Finanzhilfe in Mitteleuropa 
kunftig auf Projekte konzentrieren, die den Schutz der natürlichen Ressourcen 
und der Umwelt sowie die Förderung einer effizienteren Energienutzung (insbe-
sondere durch «Joint Implementation »-Projekte und gemeinsame Aktivitäten) 
zum Ziel haben. Die geographischen Schwerpunkte verlagern sich ebenfalls nach 
Sudosteuropa, Russland und einige andere GUS-Staaten. 
• Zahlungsbilanzhilfe und Entschuldung 
Die Zahlungsbilanzhilfen erlauben es den mit Devisenknappheit konfrontierten 
Oststaaten, die Einfuhr lebenswichtiger Güter zu finanzieren oder ihre 
Wahrungsreserven aufzustocken. Die Hilfe wird entweder in Form von Krediten 
zu Marktbedingungen (vom Bund garantierte Darlehen der Nationalbank) oder 
in Form von Schenkungen finanziert (und in diesem Fall den Rahmenkrediten 
für die Zusammenarbeit mit Osteuropa angelastet). Die Eidgenossenschaft hat 
1996 auf diese Weise einen Beitrag von 7 Millionen Franken für Mazedonien 
geleistet, um Einfuhren von dringend benötigten Gütern aus der Schweiz zu 
finanzieren. Ferner hat sie sich an der multilateralen Entschuldungsaktion betei-
ligt, die von der IDA 1995 für Albanien (in Form nicht rückzahlbarer Zahlungs-
bilanzhilfe) in die Wege geleitet wurde. Im Entschuldungsbereich hat die 
Schweiz die Zahlungsrückstände Mazedoniens (1994) und Bosniens (1996) bei 
den multilateralen Finanzinstitutionen beglichen. Ausserdem hat sie Polen 
7. Die Liste der mit Oststaaten abgeschlossenen Rahmenabkommen über technische Zusammenarbeit und Finanzhilfe-
abkommen ist in Anhang I des « Berichts über die verstärkte Zusammenarbeit mit Osteuropa und den Staaten der 
GUS unter dem zweiten Rahmenkredit 1992-1997» (Botschaft Nr. 98.053, Bundesblatt Nr. 45, 17. November 1998, 
S. 5077-5172) aufgeführt. Unter den jüngsten Abkommen wurde am 19. Oktober 1999 ein Abkommen über die 
Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und Tadschikistan unterzeichnet (EDA-Pressemitteilung vom 20. Oktober 
1999). 
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(1993) und Bulgarien (1996) Schuldenerlasse zugunsten der Umwelt (Debt for 
Nature Swaps) gewährt. Die Schweiz verzichtet in diesen Fällen auf die Rück-
zahlung der Schuld, wenn das Schuldnerland lokale Umweltprojekte finanziert. 
Gemäss der neuen Botschaft sollen die Zahlungsbilanzhilfen in Zukunft nur noch 
einen kleinen Kreis (ärmerer) Oststaaten betreffen. 
• Kreditgarantien 
Die Kreditgarantien dienen dazu, die Risiken für Ausfuhren schweizerischer 
Güter und Dienstleistungen in bestimmte osteuropäische Länder zu decken. Die 
Kreditgarantien kommen bei jenen Ländern zum Einsatz, bei denen die Expor-
trisikogarantie (ERG) wegen zu hoch erachteter Risiken nicht oder nur teilweise 
gewährt wird (jedoch erfüllen beide Instrumente die gleiche Funktion). Die bis 
Ende 1998 erteilten Garantien betrafen vor allem folgende Bereiche : Maschi-
nenindustrie (41 % des gesamten Garantiebetrags), Energie (16 %), Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse (11 %), Textilindustrie (9%) und chemische 
Industrie (8 %). Die Garantien wurden für einen Gesamtbetrag von 287 Millio-
nen Franken bis Ende 1998 gewährt, davon die Hälfte für die GUS-Staaten, 33 % 
für mitteleuropäische Länder und 17 % für südosteuropäische Länder. Jedoch ist 
zu vermerken, dass es sich dabei um Verpflichtungen handelt, da die Zahlungen 
nur beim Auftreten effektiver Verluste (Nichtzahlung seitens des Käufers) erfol-
gen. Die tatsächlichen Verluste unter dem zweiten Rahmenkredit 1992-1997 
beliefen sich lediglich auf 2 Millionen Franken. 
Der neue Rahmenkredit sieht einen Gesamtbetrag von 200 Millionen Franken für 
Kreditgarantien vor. Mehrere Länder dürften in Zukunft keine Garantien mehr 
im Rahmen der Osthilfe erhalten, da die ERG 1998 auf die Ausfuhren in die mei-
sten Länder Mittel- und Südeuropas ausgedehnt wurde. Somit werden nur Maze-
donien, Russland, die Ukraine und Aserbeidschan Kreditgarantien (für kurz- und 
langfristige Kredite) erhalten. Die Garantien decken auch mittel- und langfristige 
Kredite für Bulgarien, Kasachstan und Usbekistan (da die ERG kurzfristig für 
diese Länder zur Verfugung steht). Die Garantien sind derzeit für Weissrussland 
suspendiert. 
CD JSDW 2000. Siehe auch Kapitel 6.2. über die Exportrisikogarantie 
• Handels- und Investitionsforderung 
Ein Teil der Investitionsförderungsmassnahmen, die aus dem Rahmenkredit für 
wirtschafts- und handelspolitische Massnahmen finanziert werden, kommt 
sowohl bei den Entwicklungsländern als auch bei den osteuropäischen Staaten 
zur Anwendung (vgl. Kapitel 7.4. der Jahresübersicht, das über diese neuen 
Instrumente informiert). Die neue SOFI (Swiss Organisation for Facilitating 
Investments), die ihre Tätigkeit 1997 aufgenommen hat8 und die 1999 gegrün-
dete Schweizerische Gesellschaft für Entwicklungsfinanzierung (SGE) unter-
stutzen auf diese Weise die Investitionen schweizerischer Unternehmen (insbe-
sondere KMU) in den osteuropäischen Staaten. Der Fonds zur Finanzierung von 
Durchführbarkeitsstudien für Investitionen steht auch den Oststaaten offen. 
8. Die SOFI ist bestrebt, die industrielle Zusammenarbeit zwischen schweizerischen Unternehmen und Firmen der Ost-
staaten (oder von Entwicklungsländern) zu verstärken. um die schweizerischen Direktinvestitionen und den Techno-
logietransfer zu fördern. Die SOFI verbreitet Informationen über Investitionsmöglichkeiten und bietet den Partner-
unternehmen Hilfe an. Internet-Adresse: http://www.sofi.ch. 
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Im Handelsbereich bietet die Schweizerische Zentrale für Handelsförderung 
(OSEC) ihre Dienste den Exporteuren von Oststaaten oder Entwicklungsländern 
an, welche Produkte für den schweizerischen Markt liefern wollen. Diese Mass-
nahmen zielen darauf ab, die Teilnahme der betreffenden Länder am Welthandel 
zu fördern und die Direktinvestitionen in diese Gebiete wie auch die Ùbermitt-
lung von Know-how und Technologie anzuregen. Die Schweiz unterstützt ferner 
die Tätigkeit von Institutionen wie der Schweizerischen Zentrale für Handels-
förderung, der UNCTAD oder dem Internationalen Handelszentrum (ITC). 
U JSDW 2000, Jahresübersicht, Unterkapitel 7.4. über Insvestitionsförderungsmassnahmen. 
• Multilaterale Hilfe und internationale Zusammenarbeit 
Die Schweiz beteiligt sich an der multilateralen Hilfe vor allem über die Europäi-
sche Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE), den IWF und die Welt-
bank. Die Schweiz ist Mitglied der EBWE und hat einen der 23 Sitze im Ver-
waltungsrat inne (sie hält 2,28 % des Gesamtkapitals der EBWE, das sich auf 32 
Milliarden Franken beläuft). Sie führt eine Stimmrechtsgruppe an, welche die 
Türkei, Liechtenstein, Kirgistan, Usbekistan und Tadschikistan umfasst. Die 
EBWE finanziert öffentliche Infrastrukturprojekte sowie Investitionen im Pri-
vatsektor. Sie vergibt Darlehen, besitzt Unternehmensanteile oder gewährt 
Garantien. Die Schweiz unterstützt die Aktivitäten der EBWE im Rahmen von 
Kofinanzierungen, technischer Zusammenarbeit, Trust Funds und durch mehrere 
internationale Initiativen. Die Schweiz leistet zum Beispiel einen Beitrag von 20 
Millionen Franken an den (von der EBWE verwalteten) Fonds für Nuklear-
sicherheit (dies entspricht 5 % des Gesamtbetrags des Fonds). Das Ziel des Fonds 
ist, durch die Übermittlung von Know-how und Technologie Verbesserungen an 
den Sicherheitssystemen von Kernreaktoren in Bulgarien, Litauen, der Ukraine 
und Russland vorzunehmen, wobei diese Länder gleichzeitig zwingend ver-
pflichtet werden, die gefährlichsten Anlagen längerfristig stillzulegen9. Die 
Schweiz beteiligt sich auch an der Finanzierung des «Chernobyl Shelter Fund» 
der EBWE, um den 1986 zerstörten Kernreaktor mit einem Schutzsarkophag zu 
umhüllen. 
Ferner hat sich die Schweiz an der Einsetzung eines Risikokapitalfonds der 
EBWE beteiligt, um Umweltinvestitionen in Mittel- und Osteuropa zu unterstut-
zen1 0 (schweizerische Beteiligung von 2 Millionen ECU bei einem Gesamtfonds 
von 22 Millionen). Der Nachholbedarf an Investitionen im Umweltbereich ist 
sehr gross, besonders wegen der Verteuerung der Energiekosten und um die 
Exportindustrien an die europäischen Umweltnormen anzupassen. Der Fonds 
wird in Unternehmen investieren, die ökologisch wichtige Güter und Ausrüstun-
gen (Anlagen im Energiesektor, Pumpen, Filter usw.) herstellen, Dienstleistun-
gen im Umweltbereich erbringen oder Installationen (wie Kläranlagen oder 
Mülldeponien) betreiben. 
Durch ihren Beitrag zu Treuhandfonds (Trust Funds) stellt die Schweiz auch der 
Weltbank, der IFC und der EBWE Mittel zur Verfugung, um Studien und Gut-
achten vor der Einführung und Umsetzung von Projekten in den Oststaaten zu 
9. Vgl. die ausführlichere Beschreibung der Projekte im Bereich der nuklearen Sicherheit im Jahresbericht 1998 über 
die internationale Zusammenarbeit der Schweiz. Broschüre über die Zusammenarbeit mit Osteuropa, DEZA und 
BAWI. 
10. Central and Eastern European Environmental Investment Fund (CEEEIF). 
357 
JA
H
R
E
S
Ü
B
E
R
S
IC
H
T
 
finanzieren. Die von der Schweiz finanzierten Fonds gestatten die prioritäre 
Heranziehung schweizerischer Beratungsfirmen und Ingenieurbüros bei der Pro-
jektvorbereitung und der technischen Zusammenarbeit. Andere multilaterale 
Organisationen, denen die Schweiz als Mitglied angehört, leisten ebenfalls Hilfe 
für die osteuropäischen Länder (Europarat, OSZE, WTO, Umweltprogramm für 
Europa). 
LU JSDW 1998, neue Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an der Kapitalerhöhung der EBWE, S.342-344. 
Lj JSDW 2000, Kapitel 6 (6.3, 6.4) zur Wirtschaftsaussenpolitik bezüglich der zwischen der Schweiz und den osteu-
ropäischen Staaten abgeschlossenen bilateralen Abkommen und der Wirtschaftsdiplomatie. 
9.3. ZUSAMMENARBEIT MIT OSTEUROPA 1998 
Die Aufwendungen des Bundes für die Oststaaten und die Länder der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten (GUS) beliefen sich 1998 auf 48,7 Millionen Franken 
für technische Zusammenarbeit und 83,1 Millionen Franken für finanzielle 
Zusammenarbeit (davon 10 Millionen für Handels- und Investitionsförderungs-
massnahmen). Die für diese Länder aufgebrachte humanitäre Hilfe in Höhe von 27 
Millionen Franken wird aus den Rahmenkrediten für humanitäre Hilfe finanziert. 
Gemäss der im neuen Rahmenkredit bestätigten Tendenz konzentriert sich die 
Zusammenarbeit des Bundes immer mehr auf die Länder Südosteuropas (43 % 
der Aufwendungen für technische Zusammenarbeit 1998) und auf die GUS-Staa-
ten (34% der Auszahlungen), und der Anteil der Hilfe für Mitteleuropa geht 
zurück (22% der technischen Zusammenarbeit). Zum Vergleich sei vermerkt, 
dass die kumulierten Gesamtverpflichtungen für technische Zusammenarbeit 
von 1991 bis Ende 1998 vor allem auf die mitteleuropäischen Staaten (46% der 
Verpflichtungen) entfielen, während der Anteil der südosteuropäischen Staaten 
30% und der Anteil der GUS 25% betrug. Die Aufwendungen für finanzielle 
Zusammenarbeit 1998 entfielen vor allem auf die GUS-Staaten (40% der Aus-
zahlungen) und auf Mitteleuropa (38%), während der Anteil für Sudosteuropa 
lediglich 22% betrug. Die Hälfte der humanitären Hilfe ging nach Ex-Jugosla-
wien und über ein Viertel in die Kaukasusstaaten. 
EU JSDW 2000. Unterkapitel 8.4. über die humanitäre Hilfe für Kosovo. 
• Aufwendungen für Ostzusammenarbeit im Vergleich mit anderen OECD-Staaten 
Die öffentliche Hilfe der Schweiz für Osteuropa und die GUS-Staaten machte 
1996 0,04% des Bruttosozialprodukts aus. Fünf andere europäische Länder lei-
sten mehr Hilfe: Österreich (0,1% des BSP), Schweden (0,08%), Dänemark 
(0,07%), Deutschland (0,06%) und Frankreich (0,05%). Der Durchschnitt der 
Länder der Europäischen Union liegt bei 0,09% des BSP. Die Arbeitsgemein-
schaft der Hilfswerke hat im November 1998 festgestellt, dass die Anstrengun-
gen der Schweiz nicht dem entsprechen, was man von ihr erwarten könnte. Die 
Arbeitsgemeinschaft und andere Nichtregierungsorganisationen fördern die Eid-
genossenschaft auf, die Zusammenarbeit mit den Oststaaten, insbesondere mit 
den zentralasiatischen Ländern und den Kaukasusstaaten, wesentlich zu 
erhöhen". 
11. Vgl. beispielsweise die Artikel in der Neuen Zürcher Zeitung vom 9. November und 8. Dezember 1998 
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